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Kanzler bleibt hart: Asylbewerber-
Zurückweisungen trotz Gerichtsurteil!

Kanzler und Innenminister halten an umstrittener
Zurückweisungspolitik fest, trotz rechter

Gerichtsentscheidungen zur Asylaufnahme.

Berlin, Deutschland - Der Streit um die Zurückweisung von
Asylbewerbern an den deutschen Grenzen hat in den letzten
Tagen an Intensität gewonnen. Während Innenminister
Alexander Dobrindt (CSU) eine Politik der Zurückweisungen
unterstützt, hat das Verwaltungsgericht Berlin entschieden, dass
solche Maßnahmen rechtswidrig sind. Kanzler unterstützt
Dobrindt bei seiner Position, die er beim Kommunalkongress des
Deutschen Städte- und Gemeindebundes in Berlin hinsichtlich
der Asylpolitik untermauerte. Dies geschieht vor dem
Hintergrund, dass die Zahl der Asylbewerber in Deutschland
gesunken ist, was die Relevanz dieser Diskussion erhöht.

Das Gericht urteilte, dass Zurückweisungen ohne Klärung des



zuständigen EU-States nicht zulässig sind. Dies geht aus einer
Klage von drei somalischen Asylbewerbern hervor, die am 9. Mai
aus Polen nach Deutschland einreisen wollten, aber sofort nach
Polen zurückgewiesen wurden. Laut dem Gericht müssen
Asylsuchende ein Verfahren nach den Dublin-Regeln
durchlaufen, bevor sie abgewiesen werden dürfen.

Gerichtsurteil und Reaktionen

Das Verwaltungsgericht stellte fest, dass Deutschland
verpflichtet ist, das Dublin-Verfahren vollständig durchzuführen.
Innenminister Dobrindt hingegen bezeichnete das derzeitige
Asylsystem als „dysfunktional“ und plant, trotz des Urteils an
der Praxis der Zurückweisungen festzuhalten. Zudem kündigte
er an, eine detailliertere Begründung für die Rückweisungen
nachliefern zu wollen und plant ein Hauptsache-Verfahren.

Die Entscheidung des Gerichts ist unanfechtbar, und die
Bundesjustizministerin Stefanie Hubig betonte die Bedeutung
der Einhaltung von Gerichtsentscheidungen. Migrationsforscher
Gerald Knaus sieht das Konzept der Zurückweisungen als
gescheitert an und erwartet, dass die Bundesregierung in
weiteren Rechtsstreitigkeiten verlieren wird. Pro Asyl fordert die
Bundesregierung auf, die Zurückweisungspolitik zu beenden,
während die SPD-Bundestagsfraktion auf rechtssichere
Lösungen besteht.

Dublin-Verfahren und Asylrechte

Nach den Informationen des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) ist das Dublin-Verfahren entscheidend für die
Zuständigkeitsbestimmung für Asylverfahren in EU-
Mitgliedstaaten. Es entsteht auf Basis der Dublin III-Verordnung,
die regelt, dass jeder Asylantrag nur von einem Mitgliedstaat
geprüft werden darf. Der Ablauf sieht vor, dass Antragsteller
zunächst in einer Außenstelle des Bundesamtes oder einem
Ankunftszentrum ihren Antrag stellen und in einem persönlichen
Gespräch über mögliche Überstellungsgründe informiert werden.



Sollte ein anderer Mitgliedstaat als zuständig bestimmt werden,
wird die betreffende Akte dort hinübergeleitet, und eine
Überstellung angeordnet. Falls diese nicht innerhalb der
vorgegebenen Fristen erfolgt, geht die Zuständigkeit zur Prüfung
des Asylantrages auf Deutschland über. Dies gilt auch für
Personen, die zuvor in einem anderen Mitgliedstaat Asyl
beantragt haben.

Die Diskussion um die Zurückweisungen und das Dublin-
Verfahren bleibt angesichts der aktuellen politischen
Entwicklungen und der anhaltenden Migrationsproblematik in
Europa von zentraler Bedeutung. Der designierte polnische
Präsident Karol Nawrocki kündigte bereits an, Kontrollen an der
Grenze zu Deutschland einzuführen, was die Situation zusätzlich
komplizieren könnte. Eine gemeinsame europäische Lösung wird
von Experten und Politikern gleichermaßen gefordert, um die
Herausforderungen der Migration zu bewältigen.

Die Debatte um die Asylpolitik wird mit Spannung verfolgt, da
die Position der Bundesregierung und die aktuellen
Gerichtsentscheidungen die Richtung der zukünftigen
migrationspolitischen Maßnahmen maßgeblich beeinflussen
könnten.

Für weitere Informationen zum Dublin-Verfahren besuchen Sie
die Website des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge: 
BAMF.

Für eine detaillierte Berichterstattung über die aktuellen
politischen Entwicklungen, lesen Sie den Artikel von DeWeZeT: 
DeWeZeT.

Weitere Einblicke in die rechtlichen Aspekte der
Zurückweisungen liefert RBB24: RBB24.

Details

https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/dublinverfahren-node.html
https://www.dewezet.de/politik/zurueckweisung-von-asylbewerbern-die-union-bleibt-stur-PXPYZ5BNGRGQ3H4WW7U2WDJ4CU.html?mst_prev_website=dewezet&mst_prev_page_id=%2Farchiv%2F&mst_prev_link_type=frontpage
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/06/gericht-zurueckweisung-abweisung-asyl-fluechtlinge-grenze-rechts.html
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